
 

  

S 2 BA 424/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Sozialgericht Karlsruhe
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Betriebsprüfung, Minderheitengesellschaf

ter-Geschäftsführer
Leitsätze 1.) Die Möglichkeit, aufgrund einer von §

47 Abs. 1 GmbHG abweichenden
Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrags
Beschlüsse der
Gesellschafterversammlung und des
eigenen Stimmanteils in enumerativ
genannten Teilbereichen verhindern zu
können, vermittelt nicht die für eine
Selbständigkeit erforderliche umfassende
Rechtsmacht. Erforderlich ist, dass
ausnahmslos alle nicht genehmen
Beschlüsse der
Gesellschafterversammlung verhindert
werden können.
2.) Dass der Minderheitengesellschafter-
Geschäftsführer neben dem
Mehrheitsgesellschafter-Geschäftsführer
nicht gegen seinen Willen als
alleinvertretungsbefugter Geschäftsführer
abberufen werden kann, bedingt nicht die
Annahme einer selbständigen Tätigkeit.
3.) Die Aufgabe der „Kopf-und-
Seele“-Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts vermittelt auch für
die Zeit davor keinen Vertrauensschutz
(Anschluss an Landessozialgericht Baden-
Württemberg, Beschluss vom 22.
Dezember 2017 – L 10 R 1637/17 -)

Normenkette § 28p SGB IV

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 BA 424/19
Datum 04.12.2019
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Tenor: Die Klage wird abgewiesen. Die KlÃ¤gerin hat die Kosten des Verfahrens zu
tragen. GrÃ¼nde:

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Beigeladene Ziff. 1) aufgrund seiner
TÃ¤tigkeit als Minderheitengesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der KlÃ¤gerin
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt ist und deshalb der Versicherungspflicht in der
Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterliegt, woraus
sich eine von der Beklagten erhobene Nachforderung von 63.188,08 EUR fÃ¼r die
Zeit vom 01.01.2013 bis 31.12.2016 ergeben wÃ¼rde. Die KlÃ¤gerin ist eine
Gesellschaft mit beschrÃ¤nkter Haftung (GmbH), die unter der Registernummer
HRB 230971 in das Handelsregister des Amtsgerichts Mannheim eingetragen ist.
Sitz des Unternehmens ist X, Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb einer
Kfz-Werkstatt, einer Tankstelle, eines Autohandels sowie einer Autovermietung.
GemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrags (GV) vom 29.12.1986 ist die
Gesellschafterversammlung oberstes Organ der Gesellschaft, in der die
BeschlÃ¼sse der Gesellschafter gefasst werden. Je 500.- DM Stammeinlage
gewÃ¤hren eine Stimme in der Gesellschafterversammlung (Â§ 12 Abs. 1 GV). Das
Stammkapital der Gesellschaft betrug zunÃ¤chst 100.000,00 EUR (Â§ 5 Abs. 1 GV),
wobei 55.000,00 EUR (Anteil 55 %, 110 Stimmen) auf Herrn A , 35.000,00 EUR
(Anteil 35 %, 70 Stimmen) auf Herrn B (Beigeladener Ziff. 1) und 10.000,00 EUR (10
% Anteil, 20 Stimmen) auf Frau C entfielen (Â§ 5 Abs. 2 GV). BeschlussfÃ¤higkeit
besteht bei Anwesenheit von 75 % des Stammkapitals (Â§ 11 Abs. 1 S 1 GV), fehlt
es an dieser Voraussetzung, ist mit einer Frist von zwei Wochen innerhalb von vier
Wochen eine neue Gesellschafterversammlung einzuberufen, die dann immer
beschlussfÃ¤hig ist (Â§ 11 Abs. 1 S. 2 GV). Die BeschlÃ¼sse der Gesellschaft
werden grundsÃ¤tzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst,
soweit der Gesellschaftsvertrag oder das Gesetz nicht eine andere Mehrheit
vorschreiben (Â§ 12 Abs. 2 GV). FÃ¼r konkret bezeichnete Rechtshandlungen, die
Ã¼ber den gewÃ¶hnlichen GeschÃ¤ftsverkehr hinausgehen, ist eine Mehrheit von
Â¾ erforderlich (Â§ 12 Abs. 4 GV). Die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung wird von den jeweils
von der BeschrÃ¤nkung nach Â§ 181 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) befreiten
Gesellschaftern A und dem Beigel. Ziff. 1 ausgefÃ¼hrt (Â§ 13 Abs. 5 GV). Diese
kÃ¶nnen nur aus wichtigem Grund abberufen werden (Â§ 13 Abs. 2 GV), Umfang
der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung bestimmen sich nach dem Gesetz, dem
Gesellschaftsvertrag und den jeweiligen AnstellungsvertrÃ¤gen, wobei
Ã�nderungen der AnstellungsvertrÃ¤ge einstimmig durch die
Gesellschafterversammlung zu erfolgen haben (Â§ 13 Abs. 3 GV). Nach dem
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsvertrag vom 28.12.19868 des Beigeladenen Ziff. 1
verantwortet dieser die Aufgabenbereiche "Tankstelle, AutowÃ¤sche, Verkauf,
kaufmÃ¤nnische Leitung insbesondere Buchhaltung und Rechnungswesen",
wÃ¤hrend A nach dem weiteren GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsvertrag vom 28.12.1986 die
eigenverantwortliche Leitung der KlÃ¤gerin obliegt, wobei er ausdrÃ¼cklich
Dienstvorgesetzter aller Angestellten und Arbeiter mit Ausnahme des Beigel. Ziff. 1
ist. Beide GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sind nach Â§ 6 Abs. 1 S. 1 der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsvertrÃ¤ge verpflichtet, die GeschÃ¤fte nach den durch
Gesellschafterbeschluss schriftlich festgelegten Weisungen und entsprechend der
gesetzlichen Bestimmungen zu fÃ¼hren. Die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bedÃ¼rfen jeweils
fÃ¼r nÃ¤her definierte "wichtige GeschÃ¤fte" die Ã¼ber den gewÃ¶hnlichen
GeschÃ¤ftsbetrieb hinausgehen, der Genehmigung der Gesellschafterversammlung
(Â§ 6 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsvertrÃ¤ge). Mit Beschluss der
Gesellschafterversammlung vom 04.12.1992 erfolgte die ErhÃ¶hung des
Stammkapitals auf 200.000,00 EUR, wobei die bisherigen Einlagen jeweils
verdoppelt wurden, so dass nunmehr 110.000,00 EUR (Anteil 55 %, 220 Stimmen)
auf Herrn A, 70.000,00 EUR (Anteil 35 %, 140 Stimmen) auf den Beigeladenen Ziff.
1 und 20.000,00 EUR (10 % Anteil, 40 Stimmen) auf Frau C entfielen (Â§ 5 Abs. 2
des geÃ¤nderten GV). ZusÃ¤tzlich entfielen einige der in Â§ 12 Abs. 4 der
Ausgangsfassung des GV genannten, Ã¼ber den gewÃ¶hnlichen GeschÃ¤ftsverkehr
hinausgehenden FÃ¤lle, in denen statt der einfachen Mehrheit eine Â¾-Mehrheit
erforderlich seien solle (zuletzt danach GrundstÃ¼cksgeschÃ¤fte, Abschluss von
MietvertrÃ¤gen mit mehr als zwei Jahren oder die Verlegung der
GeschÃ¤ftsrÃ¤ume, die GrÃ¼ndung von Zweigniederlassungen und die Aufnahme
neuer Gesellschafter). Im Anschluss an eine am 07.12.2017 durchgefÃ¼hrte
BetriebsprÃ¼fung durch die Beklagte hÃ¶rte diese die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom
07.12.2017 zur beabsichtigten Feststellung der Versicherungspflicht des
Beigeladenen Ziff. 1 in der Renten- und Arbeitslosenversicherung und daraus
resultierender Nachforderung von 63.188,04 EUR an. Der Beigeladene Ziff. 1 sei
Minderheitengesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, der nicht Ã¼ber mindestens 50 %
der Stimmanteile verfÃ¼ge. Da BeschlÃ¼sse grundsÃ¤tzlich mit einfacher Mehrheit
erfolgten, kÃ¶nne er solche weder selbst umsetzen noch verhindern. Dass einzelne
Handlungen mit 75 % erfolgen mÃ¼ssen, was auch seine Zustimmung erfordere,
mache ihn nicht zum SelbstÃ¤ndigen. Nach der Ausgestaltung des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsvertrags sei ein relevantes Unternehmerrisiko nicht zu
erkennen. Die Befreiung von der BeschrÃ¤nkung des Â§ 181 BGB sei bei kleineren
GmbH nicht unÃ¼blich und deute deshalb nicht zwingend auf eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit hin. Im Ergebnis wÃ¼rden die Merkmale, welche fÃ¼r eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung streiten, Ã¼berwiegen. Die KlÃ¤gerin lieÃ� hiergegen einwenden,
der Beigeladene Ziff. 1 sei von der BeschrÃ¤nkung nach Â§ 181 BGB befreit und
uneingeschrÃ¤nkt Alleinvertretungsbefugt. Er dÃ¼rfe alle GeschÃ¤fte fÃ¼hren und
unterliege gerade keinen Weisungen. Er kÃ¶nne auch seine ordentliche Abberufung
verhindern, seine Stellung unterscheide sich nicht von der des
Mehrheitsgesellschafters. Dies folge daraus, dass die ordentliche Abberufung
ausgeschlossen sei. Anders als dargestellt wÃ¼rden sich die Aufgabenbereiche
nicht wesentlich unterscheiden. Der Mehrheitsgesellschafter kÃ¶nne nach seinem
Anstellungsvertrag dem Beigel. Ziff. 1 ausdrÃ¼cklich keine Weisungen erteilen.
Wegen der AlleingeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugnis komme Â§ 6 Abs. 1 des
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsvertrags keine Bedeutung zu. Mit Bescheid vom 02.02.2018,
in welchem kein PrÃ¼fzeitraum angegeben war, stellte die Beklagte fest, dass der
Beigeladene Ziff. 1 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt sei, deshalb der
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung und nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung unterliege und einen Betrag von 63.188,08 EUR fÃ¼r die Zeit
vom 01.01.2013 bis 31.12.2016 nachzuentrichten habe. Wegen Ã�berschreitung
der Beitragsbemessungsgrenze bestehe in Kranken- und Rentenversicherung keine
Versicherungspflicht. Zur BegrÃ¼ndung vertiefte die Beklagte die AusfÃ¼hrungen
aus dem AnhÃ¶rungsschreiben. Den hiergegen am 23.02.2018 eingelegten
Widerspruch lieÃ� die KlÃ¤gerin begrÃ¼nden. Das Bundessozialgericht (BSG) habe
in seiner Entscheidung vom 29.06.2016 â�� Az. B 12 R 5/14 R an keiner Stelle zum
Ausdruck gebracht, dass es einer umfassenden SperrminoritÃ¤t bedÃ¼rfe. Vielmehr
habe das BSG zum Ausdruck gebracht, dass Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, die
nicht Ã¼ber 50 % des Stammkapital verfÃ¼gen oder infolge besonderer
Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag die BeschlÃ¼sse anderer Gesellschafter
verhindern kÃ¶nnten, grundsÃ¤tzlich keinen entscheidenden Einfluss auf die
Geschicke der GmbH hÃ¤tten. Aus dem Wort GrundsÃ¤tzlich ergebe sich, dass die
gesellschaftsvertragliche EinrÃ¤umung einer SperrminoritÃ¤t offensichtlich nicht die
einzige MÃ¶glichkeit darstelle, die Weisungsgebundenheit zu verhindern. Im
Ã�brigen sei darauf hinzuweisen, dass die Gesellschafterin C zwischenzeitlich
ausgeschieden sei, der Beigeladene Ziff. 1 verfÃ¼ge seither Ã¼ber einen Anteil von
45 % der GeschÃ¤ftsanteile. Mit Widerspruchsbescheid vom 27.12.2018 (Eingang
beim ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin am 04.01.2019) wies die Beklagte
den Widerspruch zurÃ¼ck und vertiefte die frÃ¼heren AusfÃ¼hrungen. Es sei nicht
nur auf die gesellschaftlichen Regelungen, sondern auch auf den Anstellungsvertrag
abzustellen. Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 04.02.2018 per Fax Klage zum
Sozialgericht Karlsruhe erhoben. Zur BegrÃ¼ndung lÃ¤sst sie ihr Vorbringen aus
dem Widerspruchsverfahren vertiefen. Durch den Anstellungsvertrag kÃ¶nne der
allein maÃ�gebliche Gesellschaftsvertrag nicht geÃ¤ndert werden. Ein
unternehmerisches Risiko bestehe in der eigenen Kapitalbeteiligung und dem
Einbringen der Arbeitskraft. Die Weisungsgebundenheit kÃ¶nne nicht aus dem
Anstellungsvertrag abgeleitet werden, weil sich aus dem Gesellschaftsvertrag
abweichendes ergebe. Aus der in Â§ 13 Abs. 5 GV geregelten
Alleinvertretungsmacht ergebe sich, dass der KlÃ¤ger alle Entscheidungen allein
treffen dÃ¼rfe. Zudem berufe man sich, was die Abkehr des Bundessozialgerichts
von seiner Kopf-und-Seele-Rechtsprechung anbelange, auf Vertrauensschutz, da
vorliegend ein Zeitraum vor der maÃ�geblichen Entscheidung streitig sei. Im
Ã�brigen sei der Gesellschaftsvertrag durch Beschluss vom 21.06.2018 abermals
geÃ¤ndert worden. Nach Â§ 12 Abs. 2 GV bedÃ¼rften alle BeschlÃ¼sse nunmehr
der Â¾-MehrheÃt. Diese Ã�nderung sei am 12.07.2018 ins Handelsregister
eingetragen worden und habe nach dem Willen der Gesellschafter GÃ¼ltigkeit fÃ¼r
die Zeit ab dem 01.08.2018. Die KlÃ¤gerin lÃ¤sst beantragen, unter Aufhebung des
Bescheids vom 02.02.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
27.12.2018 festzustellen, dass der Beigeladene Ziffer 1 seine TÃ¤tigkeit als
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der KlÃ¤gerin im Rahmen einer
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit ausÃ¼bt und deshalb nicht der Versicherungspflicht in
der Rentenversicherung nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterliegt,
hilfsweise den streitigen Bescheid fÃ¼r die Zeit ab dem 01.01.2017 aufzuheben.
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Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen. Sie verweist auf die AusfÃ¼hrungen
im Widerspruchsbescheid. Das Gericht hat mit Beschluss vom 16.07.2019 den
Minderheitengesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer B nebst
RentenversicherungstrÃ¤ger und Bundesagentur fÃ¼r Arbeit zum Verfahren
beigeladen. Die KlÃ¤gerin hat den Gesellschafterbeschluss vom 21.06.2018
vorgelegt. Danach wird Â§ 12 Abs. 2 GV wie folgt gefasst:
"GesellschafterbeschlÃ¼sse werden mit 3/4-Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gefasst, soweit nicht dieser Gesellschaftsvertrag oder das Gesetz eine andere
Mehrheit vorschreiben." Flankierend entfiel Â§ 12 Abs. 4 GV, welcher zuvor fÃ¼r
Ã¼ber den gewÃ¶hnlichen GeschÃ¤ftsverkehr hinausgehenden FÃ¤lle eine
entsprechende Mehrheit vorsah, vollstÃ¤ndig. Wegen der weiteren Einzelheiten wird
auf die Prozessakte nebst beigezogener Verwaltungsakten verwiesen, welche
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung, Beratung und Entscheidungsfindung
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

A.) Die form- und fristgerecht zum Ã¶rtlich und sachlich zustÃ¤ndigen Sozialgericht
Karlsruhe erhobene kombinierte Anfechtungs- und Feststellungsklage ist den
Hilfsantrag betreffend unzulÃ¤ssig und im Ã�brigen unbegrÃ¼ndet. I.) Der
Hilfsantrag ist nicht zulÃ¤ssig, da er vollstÃ¤ndig im Hauptantrag enthalten ist. Der
(Haupt-) Antrag auf Aufhebung der streitigen Entscheidung erfasst selbstredend
auch die Zeit nach dem 01.01.2017, so dass es des Hilfsantrags nicht bedarf. Im
Ã�brigen wÃ¤re die auf die Zeit ab dem 01.01.2017 gerichtete Klage auch deshalb
unzulÃ¤ssig, weil der streitige Bescheid bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung seines
VerfÃ¼gungssatzes hierzu keine Regelung trifft (AusfÃ¼hrungen sogleich). III.) Mit
Blick auf den auf Aufhebung gerichteten Hauptantrag bedarf der Regelungsgehalt
des Bescheids vom 02.02.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
27.12.2018 der Auslegung, wobei auffÃ¤llt, dass dort jeweils kein PrÃ¼fzeitraum
angegeben wurde und dass die Formulierung "seine TÃ¤tigkeit als Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der KÃ¤lgerin seit 01.01.2013 im Rahmen eines
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausÃ¼bt" Raum fÃ¼r Interpretationen
lÃ¤sst. Zur Auslegung des VerfÃ¼gungssatzes, bei der auf die
ErkenntnismÃ¶glichkeiten eines verstÃ¤ndigen EmpfÃ¤ngers abzustellen ist, kann
unter andrem auf die BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes, auf frÃ¼her zwischen
den Beteiligten ergangene Verwaltungsakte oder auf allgemein zugÃ¤ngliche
Unterlagen zurÃ¼ckgegriffen werden (BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung, zuletzt
Urteil vom 10.09.2013, B 4 AS 89/12 R). Auf welche vermeintlichen Arbeitnehmer
und welche konkreten Monate sich die Nachforderung nach Â§ 28p SGB IV bezieht,
ergibt sich fÃ¼r die einzelnen Monate eindeutig aus den BerechnungsblÃ¤ttern, die
dem Ausgangsbescheid beigefÃ¼gt waren. Dass der PrÃ¼fzeitraum nicht explizit
genannt wird, ist unerheblich. Der Bezeichnung des PrÃ¼fzeitraums kommt weder
im Verfahren noch im Bescheid eine rechtliche Relevanz zu. Die Bezugnahme auf
die durchgefÃ¼hrte BetriebsprÃ¼fung und den geprÃ¼ften Zeitraum ist kein Teil
des VerfÃ¼gungssatzes und enthÃ¤lt keine Regelung im Sinne eines
Verwaltungsakts (Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 08. Juni 2016 â�� L
16 R 265/14 â��, Rn. 33 â�� 34, juris). Zur Ã�berzeugung der Kammer enthÃ¤lt der
Bescheid vom 02.02.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
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27.12.2018 trotz seiner offenen Formulierung deshalb keine die Anforderungen an
einen VerfÃ¼gungssatz erfÃ¼llende Aussage zur Frage des Vorliegens einer
"abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung", denn hierbei handelt es sich leidglich um ein
Tatbestandsmerkmal der auch bei Â§ 28p SGB IV allein maÃ�geblichen
Versicherungspflicht, so dass eine entsprechende Feststellung durch die Beklagte
eine unzulÃ¤ssige Elementenfeststellung darstellen wÃ¼rde (vgl. fÃ¼r das
Anfrageverfahren nach Â§ 7a SGB IV: BSG, Urteil vom 26. Februar 2019 â�� B 12 R
8/18 R â��, juris; erstmals BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2009 â�� B 12 R 11/07 R â��, 
BSGE 103, 17-27, SozR 4-2400 Â§ 7a Nr. 2). Die Beklagte hat das Ergebnis der
PrÃ¼fung des Tatbestandsmerkmals der abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung an den
Beginn der BegrÃ¼ndung ihrer Entscheidung (erster Satz) zur Versicherungspflicht
(zweiter Satz) und zur Erhebung einer Nachforderung (dritter Satz) gestellt.
Gleichwohl ist die Kammer davon Ã¼berzeugt, dass fÃ¼r einen verstÃ¤ndigen
BescheidempfÃ¤nger keinerlei Zweifel daran bestehen, dass die streitige
Entscheidung allein das Bestehen der Versicherungspflicht in der
Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung feststellt und dass
deswegen die genannte Nachforderung erhoben wird, denn allein hierauf beziehen
sich die Berechnungsanlagen der Beklagten. Insoweit enthÃ¤lt der streitige
Bescheid allein die Regelung, dass der Beigeladene Ziff. 1 fÃ¼r die Zeit vom
01.01.2013 bis 31.12.2016 versicherungspflichtig nach dem Recht der
Rentenversicherung und dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung ist und deshalb von der
KlÃ¤gerin als Arbeitgeberin GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von
63.188,08 EUR nachgefordert werden. IV.) Bei diesem VerstÃ¤ndnis ist der
Hauptantrag nicht begrÃ¼ndet, denn der Bescheid vom 02.02.2018 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 27.12.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig. 1.) Rechtsgrundlage
fÃ¼r den streitigen Bescheid ist Â§ 28p Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV).
Nach dessen Abs. 1 S. 5 erlassen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung im Rahmen
der BetriebsprÃ¼fung Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he
in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung einschlieÃ�lich der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den
Arbeitgebern. 2.) In der streitigen Zeit unterlagen Personen, die gegen
Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt waren, grundsÃ¤tzlich der Versicherungspflicht in der
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung (Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â�� SGB V, Â§
20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Elftes Buch â�� SGB XI, Â§ 1 Satz 1 Nr. 1
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch â�� SGB VI und Â§ 25 Abs. 1 Satz 1
Sozialgesetzbuch Drittes Buch â�� SGB III). 3.) FÃ¼r die vorliegend maÃ�gebliche
statusrechtliche Beurteilung der TÃ¤tigkeit eines Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers hat das Hessisches Landessozialgericht (Urteil vom 21. MÃ¤rz
2019 â�� L 8 KR 142/17 â��, Rn. 24, juris) folgendes ausgefÃ¼hrt: "Nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt eine BeschÃ¤ftigung voraus, dass der
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung
in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb
eingegliedert ist und er dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung
umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art
eingeschrÃ¤nkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess"
verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich
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durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen
BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und
die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob
jemand abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich
ausgehend von den genannten UmstÃ¤nden nach dem Gesamtbild der
Arbeitsleistung und hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen (zum Ganzen
BSG, Urteil vom 29. August 2012, B 12 R 25/10 R, BSGE 111, 257; jÃ¼ngst Urteil
vom 14. MÃ¤rz 2018, B 12 KR 13/17 R, juris Rn. 16, Urteile des Senats vom 25.
Januar 2018, L 8 KR 399/15 und 26. April 2018, L 8 KR 170/15). Der Senat hat in
seinen Urteilen vom 25. Januar 2018 und 26. April 2018 weiter ausgefÃ¼hrt: "Zur
Abgrenzung von BeschÃ¤ftigung und SelbststÃ¤ndigkeit ist regelmÃ¤Ã�ig vom
Inhalt der zwischen den Beteiligten getroffenen Vereinbarungen auszugehen. Dazu
haben Verwaltung und Gerichte zunÃ¤chst deren Inhalt konkret festzustellen.
Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben deren Vereinbarkeit mit
zwingendem Recht auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder konkludente
Ã�nderungen erfolgt sind. Diese sind ebenfalls nur maÃ�gebend, soweit sie
rechtlich zulÃ¤ssig sind. SchlieÃ�lich ist auch die Ernsthaftigkeit der dokumentierten
Vereinbarungen zu prÃ¼fen und auszuschlieÃ�en, dass es sich hierbei um einen
bloÃ�en "Etikettenschwindel" handelt, der unter UmstÃ¤nden als ScheingeschÃ¤ft
im Sinne des Â§ 117 BGB zur Nichtigkeit dieser Vereinbarungen und der
Notwendigkeit fÃ¼hren kann, ggf. den Inhalt eines hierdurch verdeckten
RechtsgeschÃ¤fts festzustellen. Erst auf Grundlage der so getroffenen
Feststellungen Ã¼ber den (wahren) Inhalt der Vereinbarungen ist eine wertende
Zuordnung des RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus der BeschÃ¤ftigung oder
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorzunehmen und in einem weiteren Schritt zu prÃ¼fen,
ob besondere UmstÃ¤nde vorliegen, die eine hiervon abweichende Beurteilung
notwendig machen (BSG, Urteil vom 24. MÃ¤rz 2016 â�� B 12 KR 20/14 R). Ob eine
BeschÃ¤ftigung vorliegt, ergibt sich folglich aus dem VertragsverhÃ¤ltnis der
Beteiligten, so wie es im Rahmen des rechtlich ZulÃ¤ssigen tatsÃ¤chlich vollzogen
worden ist. Ausgangspunkt ist daher zunÃ¤chst das VertragsverhÃ¤ltnis der
Beteiligten, so wie es sich aus den von ihnen getroffenen Vereinbarungen ergibt
oder sich aus ihrer gelebten Beziehung erschlieÃ�en lÃ¤sst. Eine im Widerspruch zu
ursprÃ¼nglich getroffenen Vereinbarungen stehende tatsÃ¤chliche Beziehung und
die hieraus gezogene Schlussfolgerung auf die tatsÃ¤chlich gewollte Natur der
Rechtsbeziehung gehen der nur formellen Vereinbarung vor, soweit eine formlose
Abbedingung rechtlich mÃ¶glich ist. Umgekehrt gilt, dass die NichtausÃ¼bung
eines Rechts unbeachtlich ist, solange diese Rechtsposition nicht wirksam
abbedungen ist. Zu den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen in diesem Sinne gehÃ¶rt
daher unabhÃ¤ngig von ihrer AusÃ¼bung auch die einem Beteiligten zustehende
Rechtsmacht. In diesem Sinne gilt, dass die tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse den
Ausschlag geben, wenn sie von Vereinbarungen abweichen. MaÃ�geblich ist die
Rechtsbeziehung so wie sie praktiziert wird und die praktizierte Beziehung so wie
sie rechtlich zulÃ¤ssig ist" (vgl. auch BSG, Urteil vom 29. August 2012, B 12 R 25/10
R, juris Rn. 16). Diese MaÃ�stÃ¤be gelten auch fÃ¼r GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer
GmbH und zwar ungeachtet der konkreten Bezeichnung des der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit zugrunde liegenden Vertrages. Dem steht nicht die
Vorschrift des Â§ 5 Abs. 1 Satz 3 Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) entgegen. Eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung von GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern ist nicht bereits deshalb
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ausgeschlossen, weil nach Â§ 5 Abs. 1 Satz 3 ArbGG Personen, die kraft Gesetzes,
Satzung oder Gesellschaftsvertrags allein oder als Mitglieder des Vertretungsorgans
zur Vertretung einer juristischen Person berufen sind, nicht als Arbeitnehmer gelten.
Diese Regelung beschrÃ¤nkt sich auf das ArbGG und hat keine Bedeutung fÃ¼r das
Sozialversicherungsrecht. Der ZugehÃ¶rigkeit zu den BeschÃ¤ftigten der
juristischen Person steht auch nicht entgegen, dass GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer im
VerhÃ¤ltnis zu sonstigen Arbeitnehmern Arbeitgeberfunktionen wahrnehmen (vgl.
BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018, B 12 KR 13/17 R, juris Rn. 18f.). Vielmehr kommt
es fÃ¼r die Annahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit zunÃ¤chst darauf an, dass
der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer am Gesellschaftskapital beteiligt ist (sog. Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer). Ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ohne Kapitalbeteiligung (sog.
FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer) ist ausnahmslos abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. SelbststÃ¤ndig
tÃ¤tige Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer mÃ¼ssen zudem Ã¼ber eine
Mindestkapitalbeteiligung von 50 % oder eine "echte" SperrminoritÃ¤t verfÃ¼gen.
Ist ein GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zugleich als Gesellschafter am Kapital der
Gesellschaft beteiligt, sind der Umfang der Kapitalbeteiligung und das AusmaÃ� des
sich daraus fÃ¼r ihn ergebenden Einflusses auf die Gesellschaft ein wesentliches
Merkmal bei der Abgrenzung von abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung und
selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit. Ein Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist nicht per se
kraft seiner Kapitalbeteiligung selbststÃ¤ndig tÃ¤tig, sondern muss, um nicht als
abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter angesehen zu werden, Ã¼ber seine
Gesellschafterstellung hinaus die Rechtsmacht besitzen, durch Einflussnahme auf
die Gesellschafterversammlung die Geschicke der Gesellschaft bestimmen zu
kÃ¶nnen. Eine solche Rechtsmacht ist bei einem Gesellschafter gegeben, der mehr
als 50 % der Anteile am Stammkapital hÃ¤lt. Ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, der nicht
Ã¼ber diese Kapitalbeteiligung verfÃ¼gt und damit als Mehrheitsgesellschafter
ausscheidet, ist grundsÃ¤tzlich abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Er ist ausnahmsweise nur
dann als SelbststÃ¤ndiger anzusehen, wenn er exakt 50 % der Anteile am
Stammkapital hÃ¤lt oder ihm bei einer geringeren Kapitalbeteiligung nach dem
Gesellschaftsvertrag eine umfassende ("echte" oder "qualifizierte"), die gesamte
UnternehmenstÃ¤tigkeit erfassende SperrminoritÃ¤t eingerÃ¤umt ist. Denn der
selbststÃ¤ndig tÃ¤tige Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer muss eine
EinflussmÃ¶glichkeit auf den Inhalt von GesellschafterbeschlÃ¼ssen haben und
zumindest ihm nicht genehme Weisungen der Gesellschafterversammlung
verhindern kÃ¶nnen. DemgegenÃ¼ber ist eine "unechte", auf bestimmte
GegenstÃ¤nde begrenzte SperrminoritÃ¤t nicht geeignet, die erforderliche
Rechtsmacht zu vermitteln. Die fÃ¼r die Annahme einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
notwendige Rechtsmacht, die den Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in die Lage
versetzt, die Geschicke der Gesellschaft bestimmen oder zumindest ihm nicht
genehme Weisungen der Gesellschafterversammlung verhindern zu kÃ¶nnen, muss
gesellschaftsrechtlich eingerÃ¤umt sein (siehe zum Ganzen nur BSG, Urteil vom 14.
MÃ¤rz 2018, B 12 KR 13/17 R, juris Rn. 21 f. m.w.N.)." Dies macht die erkennende
Kammer nach eigener Ã�berzeugungsbildung zur Grundlage ihrer vorliegend zu
treffenden Entscheidung, weil sie sich den vorstehenden AusfÃ¼hrungen ohne
EinschrÃ¤nkung anschlieÃ�t. 4.) Entsprechend ist zunÃ¤chst festzuhalten, dass der
Beigeladene Ziff. 1 an der KlÃ¤gerin beteiligt ist und keinen reinen
FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer darstellt. Er ist jedoch als weisungsgebunden anzusehen,
weil er nicht Ã¼ber die notwendige Rechtsmacht verfÃ¼gt, ihm nicht genehme
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Entscheidungen der Gesellschafterversammlung zu verhindern. Dass sich der Anteil
von 140 Stimmen zwischenzeitlich auf 180 Stimmen erhÃ¶ht hÃ¤tte, lÃ¤sst sich
anhand des vorgelegten und dem von der erkennenden Kammer vorsorglich beim
Registergericht elektronisch abgerufenen Gesellschaftsvertrag nicht entnehmen,
nachdem Â§ 5 Abs. 2 GV unverÃ¤ndert geblieben ist und nach wie vor drei
Gesellschafter vorsieht. Nachdem es rechtlich jedoch keinen Unterschied macht, ob
der Beigeladene Ziff. 1 Ã¼ber 140 oder 180 Stimmen verfÃ¼gt, ist dem Vorbringen
der KlÃ¤gerin diesbezÃ¼glich nicht weiter nachzugehen. Mindestens bis zum
31.12.2017 â�� also fÃ¼r den gesamten vorliegend streitigen Zeitraum â�� sah Â§
12 Abs. 2 GV vor, dass GesellschafterbeschlÃ¼sse grundsÃ¤tzlich mit einfacher
Mehrheit getroffen werden. Lediglich soweit es "GrundstÃ¼cksgeschÃ¤fte", den
"Abschluss von MietvertrÃ¤gen Ã¼ber einen Zeitraum von mehr als zwei Jahren
oder die Verlegung der GeschÃ¤ftsrÃ¤ume" und die "Aufnahme neuer
Gesellschafter" anbelangte, war nach Â§ 12 Abs. 4 GV eine Mehrheit von Â¾ der
abgegebenen Stimmen vorgesehen. Eine Ã�nderung des Gesellschaftervertrags
oder eine Ã�nderung der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrÃ¤ge war nur einstimmig
mÃ¶glich, Â§ 12 Abs. 3 GV und Â§ 13 Abs. 3 GV. Anders als die KlÃ¤gerin glaubt,
folgt hieraus jedoch offenkundig, dass bis zum 31.12.2017 allein der Gesellschafter
A umfassenden Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft hatte. Er allein
verfÃ¼gte mit einem Anteil von 55 % der abzugebenden Stimmen Ã¼ber die
erforderliche Mehrheit, in den nicht enumerativ genannten FÃ¤llen eine ihm
genehme Entscheidung der Gesellschafterversammlung herbeizufÃ¼hren. In allen
FÃ¤llen, in denen der Gesellschaftsvertrag eine qualifizierte Mehrheit (3/4,
Einstimmigkeit) vorgesehen war, verfÃ¼gte er aufgrund seines Stimmanteils Ã¼ber
die Rechtsmacht zur Verhinderung entsprechender BeschlÃ¼sse. Der Beigeladene
Ziff. 1 war aufgrund seines Stimmanteils selbst mit der weiteren Gesellschafterin C
nicht zur Verhinderung einfacher BeschlÃ¼sse i.S.v. Â§ 12 Abs. 2 GV in der Lage
und konnte somit auf die Geschicke der KlÃ¤gerin gerade keinen entscheidenden
Einfluss nehmen. Er konnte zwar Ã�nderungen des Gesellschaftsvertrags und seines
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags ebenso verhindern wie GrundstÃ¼cksgeschÃ¤fte, den
Abschluss von MietvertrÃ¤gen bestimmter Dauer, die Verlegung der
GeschÃ¤ftsrÃ¤ume und die Aufnahme weiterer Gesellschafter. Er konnte jedoch
nicht die tÃ¤glich anfallenden Entscheidungen der KlÃ¤gerin auch im Konfliktfall
mitbestimmen. Es wÃ¤re im Konfliktfall allein dem Mehrheitsgesellschafter A
mÃ¶glich gewesen, gegen den Willen der anderen Gesellschafter eine
Gesellschafterversammlung einzuberufen, die jedenfalls nach Einhaltung einer
Nachfrist in jedem Fall beschlussfÃ¤hig gewesen wÃ¤re, und dort dezidierte
Weisungen zum alltÃ¤glichen GeschÃ¤ftsbetrieb zu erteilen. Zur AusfÃ¼hrung einer
solchen Weisungen wÃ¤re der Beigeladene Ziff. 1 nach Â§ 6 Abs. 1 S. 1 des ihn
betreffenden GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags verpflichtet gewesen. Im Fall der
fortgesetzten Weigerung hÃ¤tte nach Â§ 38 Abs. 2 S. 2 GmbHG wegen grober
Pflichtverletzung ein Widerruf der Bestellung aus wichtigem Grund gedroht, wobei
eine solche vertraglich nicht abgedungen werden kann und der Beigeladene Ziff. 1
hier wegen Â§ 47 GmbHG nicht stimmberechtigt gewesen wÃ¤re (vgl. Hessisches
Landessozialgericht, Urteil vom 21. MÃ¤rz 2019 â�� L 8 KR 142/17 â��, Rn. 29, juris
m.w.N. zur Rechtsprechung des BGH). Nach Â§ 6 Abs. 2c GV hÃ¤tte im Ã�brigen
flankierend die Einziehung der Gesellschaftsanteile betrieben werden kÃ¶nnen. Dies
verdeutlicht zur Ã�berzeugung der Kammer, dass der Beigeladene Ziff. 1
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gegenÃ¼ber dem Mehrheitsgesellschafter A unter BerÃ¼cksichtigung des
rechtlichen Rahmens weisungsgebunden gewesen ist. Soweit die KlÃ¤gerin aus der
in Â§ 13 Abs. 5 geregelten Alleinvertretungsbefugnis des Beigeladenen Ziff. 1 und
der MÃ¶glichkeit zur Verhinderung einer entsprechenden Ã�nderung ableiten will,
dass der Gesellschaftsvertrag von zwei absolut gleichberechtigten Gesellschaftern
ausgehe, kann dem bereits deshalb nicht gefolgt werden, weil dann differenzierte
Regelung zur Stimmmehrheit (einfache Mehrheit fÃ¼r bestimmte FÃ¤lle,
Â¾-Mehrheit in anderen FÃ¤llen und Einstimmigkeit in wieder anderen FÃ¤llen)
entbehrlich gewesen wÃ¤re. Vielmehr wÃ¤re der Gesellschaftsvertrag dann bereits
damals ausgestaltet worden, wie es nun im Jahr 2018 nachgeholt wurde. Eine
Auslegung, nach der weite Teile des Gesellschaftsvertrags Ã¼berflÃ¼ssig
wÃ¼rden, verbietet sich aus Sicht der Kammer. Vielmehr ist davon auszugehen,
dass zwischen der Alleinvertretungsbefugnis als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und dem
Mitspracherecht als Gesellschafter bewusst und gewollt differenziert und dem
Beigeladenen Ziff. 1 auf Gesellschafterebene mit Absicht ein geringerer Einfluss
eingerÃ¤umt worden ist. Im Ã�brigen ist darauf hinzuweisen, dass auch der
angestellte FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ohne Kapitalbeteiligung in aller Regel
alleinvertretungsbefugt ist, ohne dass dies seine Anstellung in Frage stellen
wÃ¼rde. Dies zeigt, dass die Alleinvertretungsbefugnis (im AuÃ�enverhÃ¤ltnis) von
einer Weisungsgebundenheit gegenÃ¼ber der Gesellschafterversammlung (im
InnenverhÃ¤ltnis) strikt zu trennen ist und dass aus einer Alleinvertretungsbefugnis
im AuÃ�enverhÃ¤ltnis nicht notwendig auf eine Weisungsfreiheit im
InnenverhÃ¤ltnis geschlossen werden kann. 5.) Anders als die KlÃ¤gerin vorbringen
lÃ¤sst, ist die Kammer davon Ã¼berzeugt, dass die Regelung im GV, wonach ein
qualifiziertes Stimmenerfordernis (3/4-Mehrheit, Einstimmigkeit) fÃ¼r Teilbereiche
erforderlich ist, faktisch mit einer eingeschrÃ¤nkten SperrminoritÃ¤t
gleichzusetzten ist und dass die danach bestehende Rechtsmacht gerade nicht
fÃ¼r die Annahme einer SelbstÃ¤ndigkeit ausreicht. Das BSG hat in seinem Urteil
vom 14. MÃ¤rz 2018 (Az. B 12 KR 13/17 R -, juris Rn. 21) ausdrÃ¼cklich klarstellt,
dass ein Gesellschafter, der nicht zugleich mindestens 50 % der Anteile am
Stammkapital hÃ¤lt, grundsÃ¤tzlich abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt ist. Eine Ausnahme
kÃ¶nne nur dann gelten, wenn eine umfassende ("echte" oder "qualifizierte"), also
die gesamte UnternehmenstÃ¤tigkeit erfassende SperrminoritÃ¤t, eingerÃ¤umt ist.
Das Wort "grundsÃ¤tzlich" bezieht sich dabei nach EinschÃ¤tzung der Kammer
ausschlieÃ�lich auf eine Kapitalbeteiligung von 50 %, denn auch eine niedrigere
Kapitalbeteiligung kann ausnahmsweise ausreichen, wenn der Gesellschaftsvertrag
in Abweichung von Â§ 47 Abs. 1 GmbHG (einfache Mehrheitsentscheidung)
qualifizierte Stimmmehrheiten statuiert, die eine Entscheidung gegen einen
Minderheitengesellschafter ausschlieÃ�en. Andererseits kann auch eine
Kapitalbeteiligung von 50 % ausnahmsweise nicht die benÃ¶tigte Rechtsmacht
vermitteln, wenn die Regelungen des Gesellschaftsvertrags bei zwei Gesellschaftern
mit jeweils 50 % Anteilen am Stammkapital und daraus resultierender
Stimmgleichheit abweichend von Â§ 47 Abs. 1 GmbHG der Stimme des Ã¤lteren
Gesellschafters das ausschlaggebende Gewicht zukommen lÃ¤sst
(AncietÃ¤tenkausel). 6.) Die Kammer stellt zuletzt klar, dass nach ihrer Auffassung
aus Â§ 1 Abs.1 S. 2 des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags des Mehrheitsgesellschafters A,
wonach dieser ausdrÃ¼cklich nicht Dienstvorgesetzter des Beigeladenen Ziff. 1 ist,
nicht die SelbstÃ¤ndigkeit des Beigeladenen Ziff. 1 abgeleitet werden kann. Diese
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Regelung zeigt allenfalls, dass der Beigeladene Ziff. 1 die Weisungen des A nicht
allein aufgrund dessen Stellung als weiterer GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer befolgen muss. Der
Passus stellt insoweit damit klar, dass es sich bei den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern um
gleichberechtigt von der BeschrÃ¤nkung des Â§ 181 BGB befreite
alleinvertretungsbefugte GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer handelt. Das VerhÃ¤ltnis des
Beigeladenen Ziff. 1 gegenÃ¼ber BeschlÃ¼ssen der Gesellschafterversammlung
wird durch seine Stellung als alleinvertretungsberechtigter GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
jedoch gerade nicht tangiert. Der Mehrheitsgesellschafter A ist damit zwar nicht
kraft seiner Stellung als weiterer GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, wohl aber nach dem im
Gesellschaftsvertrag festgehaltenen Stimmproporz mit wenigen Ausnahmen zur
Erteilung von Weisungen an den Beigel. Ziff. 1 befugt und auch zur Durchsetzung
derselben gegen dessen Willen in der Lage (s.o.). 7.) Die sich so ergebende
Rechtsmacht ist derart beachtlich, dass es auf weitere Aspekte nicht ankommt. Ein
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer wie der Beigeladene Ziff. 1 ist nicht per se kraft
seiner Kapitalbeteiligung selbststÃ¤ndig tÃ¤tig (BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â��
B 12 KR 13/17 R â��, a.a.O. Rn. 21), die Einbringung der eigenen Arbeitsleistung
versteht sich bei einem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer von selbst. Die dienende Teilhabe am
Arbeitsprozess und Einbindung in den Betrieb der KlÃ¤gerin steht fÃ¼r die
erkennende Kammer aufgrund der Ausgestaltung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrags
des Beigeladenen Ziff. 1 auÃ�er Frage. 8.) Wegen der HÃ¶he der Nachforderung
â�� gegen welche die KlÃ¤gerin keine substantiierten Einwendungen erhoben hat,
wird auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen im Ausgangsbescheid vom 02.02.2018
verweisen, welchen die Kammer nach Â§ 131 Abs. 3 SGG folgt. 9.) Nachdem
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung vorliegt, ist fÃ¼r die begehrte Feststellung kein Raum.
10.) Der Umstand, dass nach dem Urteil des BSG vom 29.7.2015 (Az. B 12 KR 23/13
R) die sog "Kopf und Seele"-Rechtsprechung im Rahmen von Statusbeurteilungen
keine Bedeutung mehr hat, begrÃ¼ndet fÃ¼r die Zeit vor dieser Entscheidung
keinen Vertrauensschutz (so auch Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg,
Beschluss vom 22. Dezember 2017 â�� L 10 R 1637/17 â��, juris). Entscheidungen
oberster Gerichte, die vornehmlich zur grundsÃ¤tzlichen Auslegung und
Weiterentwicklung des Rechts berufen sind, wirken zwar Ã¼ber den entschiedenen
Einzelfall hinaus als â�� freilich nur richtungsweisendes â�� PrÃ¤judiz fÃ¼r
kÃ¼nftige FÃ¤lle. Die hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung erzeugt aber keine dem
Gesetzesrecht gleichkommende Rechtsbindung. Weder sind die unteren Gerichte an
die hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung gebunden, noch sind es die obersten
Gerichte selbst. Kein Prozessbeteiligter kann daher darauf vertrauen, der Richter
werde stets an einer bestimmten Rechtsaufassung aus der bisherigen Judikatur
festhalten. SchutzwÃ¼rdiges Vertrauen in eine bestimmte Rechtslage aufgrund
hÃ¶chstrichterlicher Entscheidungen kann daher in der Regel nur bei Hinzutreten
weiterer UmstÃ¤nde entstehen (BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 05.
November 2015 â�� 1 BvR 1667/15 â��; juris Landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen, Beschluss vom 20. Dezember 2018 â�� L 12 BA 23/18 B ER â��, Rn. 31,
juris). FÃ¼r weitere UmstÃ¤nde, die die Annahme von Vertrauensschutz
rechtfertigen kÃ¶nnte, ist bereits deshalb nichts ersichtlich, weil gerade fÃ¼r
BetriebsprÃ¼fungen anerkannt ist, dass diese lediglich fÃ¼r die ihnen zu Grunde
liegenden TeilzeitrÃ¤ume Regelungen zu Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he
einzelner (stichprobenartig geprÃ¼fter) Arbeitnehmer zulassen. Das
Bundessozialgericht hat wiederholt ausgefÃ¼hrt, dass sich eine materielle
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Bindungswirkung eines BetriebsprÃ¼fungsbescheids lediglich insoweit ergeben
kann, als Versicherungs- und daraus resultierende Beitragspflicht personenbezogen
fÃ¼r einen abgeschlossenen Zeitraum durch gesonderten Verwaltungsakt
festgestellt wurden (vgl. BSG, Urteil vom 18. November 2015 â�� B 12 R 7/14 R â��,
Rn. 18, juris). An einer Nacherhebung fÃ¼r andere Personen oder einer
abweichenden Beurteilung bzw. Korrektur fehlerhafter EinschÃ¤tzungen im
Folgezeitraum ist die Beklagte deshalb bereits aufgrund der Regelungswirkung
eines frÃ¼heren PrÃ¼fbescheids nicht gehindert. Entsprechend ist die Kammer der
Auffassung, dass auch eine tatsÃ¤chlich Ã¼berhaupt nicht gegebene (s.o.)
langjÃ¤hrige Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ohne Hinzutreten
erheblicher weiterer GrÃ¼nde, fÃ¼r die vorliegend nichts spricht, keinen
Vertrauensschutz vermitteln kÃ¶nnte. B.) Die Kostenentscheidung beruht auf Â§
197a SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

Erstellt am: 20.12.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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